
Vorsteuer beibehalten hat — Zu viel gezahlte Mehrwertsteuer
aufgrund einer fehlerhaften Auslegung der nationalen Rechtsvor-
schriften durch die zuständigen Behörden — Anwendung der
allgemeinen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts, inklusive der
steuerlichen Neutralität — Möglichkeit eines Einzelnen, diese all-
gemeinen Grundsätze geltend zu machen, um irrtümlich erho-
bene Beträge zurückzuerhalten

Tenor

1. Hat ein Mitgliedstaat nach Art. 28 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern
— Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage vor und nach den Änderungen durch die
Richtlinie 92/77/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 im
nationalen Recht eine Steuerbefreiung mit Erstattung der Vorsteuer
bezüglich bestimmter festgesetzter Leistungen beibehalten, so besteht
kein unmittelbar durchsetzbarer gemeinschaftsrechtlicher Anspruch
des Wirtschaftsteilnehmers, der solche Leistungen erbringt, darauf,
dass diese Leistungen zu einem Mehrwertsteuersatz von null
besteuert werden.

2. Hat ein Mitgliedstaat nach Art. 28 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie
77/388 vor und nach ihrer Änderung durch die Richtlinie 92/77
im nationalen Recht eine Steuerbefreiung mit Erstattung der Vor-
steuer bezüglich bestimmter festgesetzter Leistungen beibehalten,
aber sein nationales Recht irrtümlicherweise so ausgelegt, dass
bestimmte Leistungen, die der Befreiung mit Erstattung der Vor-
steuer nach seinem nationalen Recht unterliegen, dem normalen
Steuersatz unterworfen wurden, so sind die allgemeinen Grundsätze
des Gemeinschaftsrechts, inklusive des Grundsatzes der steuerlichen
Neutralität, so anzuwenden, dass sie dem Wirtschaftsteilnehmer,
der diese Leistungen erbracht hat, einen Anspruch auf Rückerstat-
tung der Beträge verleihen, die irrtümlicherweise bezüglich der Leis-
tungen verlangt wurden.

3. Auch wenn die Grundsätze der Gleichbehandlung und der steuerli-
chen Neutralität auf das Ausgangsverfahren grundsätzlich anwend-
bar sind, ist ein Verstoß gegen sie nicht allein aufgrund des
Umstands gegeben, dass die Weigerung der Rückzahlung auf eine
ungerechtfertigte Bereicherung des betreffenden Steuerpflichtigen
gestützt wird. Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität verbietet
aber, dass der Begriff der ungerechtfertigten Bereicherung nur
Steuerpflichtigen wie „payment traders“ (Steuerpflichtige, deren
geschuldete Mehrwertsteuerbeträge in einem vorgeschriebenen
Abrechnungszeitraum die Vorsteuer übersteigen), aber nicht Steuer-
pflichtigen wie „repayment traders“ (Steuerpflichtige, die sich in der
umgekehrten Lage befinden) entgegengehalten wird, sofern diese
Steuerpflichtigen gleichartige Waren vertrieben haben. Das vorle-
gende Gericht hat zu prüfen, ob dies in dieser Rechtssache der Fall
ist. Im Übrigen verbietet der allgemeine Grundsatz der Gleichbe-
handlung, dessen Verletzung im Steuerbereich durch Diskriminie-
rungen gekennzeichnet sein kann, die Wirtschaftsteilnehmer betref-
fen, die nicht zwangsläufig miteinander konkurrieren, aber sich
trotzdem in einer in anderer Beziehung vergleichbaren Situation
befinden, eine Diskriminierung von „payment traders“ gegenüber
„repayment traders“, die nicht objektiv gerechtfertigt ist.

4. Der Nachweis, dass der Wirtschaftsteilnehmer, dem die Erstattung
der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer verweigert wurde, keinen

finanziellen Verlust oder Nachteil erlitten hat, hat keinen Einfluss
auf die Antwort auf die dritte Frage.

5. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, selbst aus der in Nr. 3 des
Tenors des vorliegenden Urteils erwähnten Verletzung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung nach den Vorschriften über die zeitli-
chen Wirkungen des im Ausgangsverfahren anzuwendenden natio-
nalen Rechts unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts und insbe-
sondere des Grundsatzes der Gleichbehandlung sowie des Grundsat-
zes, wonach das Gericht darauf achten muss, dass die von ihm
angeordneten Abhilfemaßnahmen nicht gegen das Gemeinschafts-
recht verstoßen, die möglichen Konsequenzen für die Vergangenheit
zu ziehen.

(1) ABl. C 261 vom 28.10.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 3. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen der Rechtbank Amster-
dam — Niederlande) — K. D. Chuck/Raad van Bestuur van

de Sociale Verzekeringsbank

(Rechtssache C-331/06) (1)

(Altersversicherung — Arbeitnehmer mit der Staatsangehö-
rigkeit eines Mitgliedstaats — Sozialbeiträge — Unterschiedli-
che Zeiten — Unterschiedliche Mitgliedstaaten — Berechnung
der Versicherungszeiten — Rentenantrag — Wohnort in

einem Drittland)

(2008/C 128/12)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Rechtbank Amsterdam

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: K. D. Chuck

Beklagter: Raad van Bestuur van de Sociale Verzekeringsbank

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Rechtbank Amsterdam — Aus-
legung von Art. 48 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des
Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die
innerhalb der Gemeinschaft zu und abwandern (ABl. L 149,
S. 2) — Altersversicherung — Berechnung der Versicherungszei-
ten eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der in zwei
anderen Mitgliedstaaten gearbeitet hat — Wohnsitz in einem
Drittstaat zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand
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Tenor

Art. 48 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom
14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit
auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige,
die innerhalb der Gemeinschaft zu und abwandern, in der durch die
Verordnung (EG) Nr. 631/2004 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 31. März 2004 geänderten und aktualisierten Fassung ver-
pflichtet den zuständigen Träger des letzten Mitgliedstaats, in dem ein
Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist, gewohnt
hat, bei der Berechnung der Altersrente dieses Arbeitnehmers, der zum
Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf Feststellung dieser Rente in
einem Drittstaat wohnt, die in einem anderen Mitgliedstaat zurückge-
legten Beschäftigungszeiten unter den gleichen Voraussetzungen zu
berücksichtigen, wie wenn dieser Arbeitnehmer noch immer im Gebiet
der Europäischen Gemeinschaft wohnen würde.

(1) ABl. C 281 vom 18.11.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 3. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts
Celle — Deutschland) — Rechtsanwalt Dirk Rüffert als
Insolvenzverwalter über das Vermögen der Objekt und

Bauregie GmbH & Co. KG/Land Niedersachsen

(Rechtssache C-346/06) (1)

(Art. 49 EG — Freier Dienstleistungsverkehr — Beschrän-
kungen — Richtlinie 96/71/EG — Entsendung von Arbeit-
nehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen —
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge — Sozialer

Schutz der Arbeitnehmer)

(2008/C 128/13)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Oberlandesgericht Celle

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Rechtsanwalt Dirk Rüffert als Insolvenzverwalter über
das Vermögen der Objekt und Bauregie GmbH & Co. KG

Beklagte: Land Niedersachsen

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Oberlandesgericht Celle
(Deutschland) — Auslegung von Art. 49 EG — Nationale Vor-

schriften, nach denen sich Unternehmen, die sich an einem Ver-
fahren zur Vergabe eines öffentlichen Bauauftrags beteiligen, zu
verpflichten haben, die Bestimmungen des am Ort der Leistung
geltenden Tarifvertrags über das mindestens zu zahlende Entgelt
zu beachten und für die Beachtung dieser Bestimmungen durch
von ihnen eingeschaltete Nachunternehmer zu sorgen

Tenor

Die Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen, ausgelegt im Licht des
Art. 49 EG, steht in einer Situation, wie sie dem Ausgangsverfahren
zugrunde liegt, einer gesetzlichen Maßnahme eines Hoheitsträgers eines
Mitgliedstaats entgegen, mit der dem öffentlichen Auftraggeber vorge-
schrieben wird, Aufträge für Bauleistungen nur an solche Unternehmen
zu vergeben, die sich bei der Angebotsabgabe schriftlich verpflichten,
ihren Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen mindestens
das am Ort der Ausführung tarifvertraglich vorgesehene Entgelt zu
zahlen.

(1) ABl. C 294 vom 2.12.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 10. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Vergabekontroll-
senats des Landes Wien — Österreich) — Ing. Aigner,
Wasser-Wärme-Umwelt GmbH/Fernwärme Wien GmbH

(Rechtssache C-393/06) (1)

(Öffentliche Aufträge — Richtlinien 2004/17/EG und
2004/18/EG — Auftraggeber, der Tätigkeiten ausübt, die
zum Teil in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2004/17/EG und zum Teil in den Anwendungsbereich der
Richtlinie 2004/18/EG fallen — Einrichtung des öffentlichen

Rechts — Öffentlicher Auftraggeber)

(2008/C 128/14)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Vergabekontrollsenat des Landes Wien

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Ing. Aigner, Wasser-Wärme-Umwelt GmbH

Beklagte: Fernwärme Wien GmbH
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